
Monopolherren „egoistische 
Gruppeninteressen“, die mit 
dem „Gemeinwohl“ unverein­
bar seien. Diese Gruppe ist 
deshalb „formierungspflichtig“. 
Der Sinn dieser Konzeption 
ist eindeutig. Sie zielt darauf 
ab, die Werktätigen völlig den 
ökonomischen und politischen 
Interessen des Monopolkapitals 
zu unterwerfen. Die Regie­
rungspolitik folgte seit der 
Bundestagswahl 1965 genau 
dieser Konzeption. Als erster 
Schritt wurde im „Interesse 
des Gemeinwohls“ bei gleich­
zeitiger Erhöhung des Rü­
stungsetats und der materiel­
len Unterstützung der USA- 
Aggression in Vietnam eine 
radikale Kürzung der Sozial­
ausgaben des Bonner Staates 
vorgenommen. Wenig später 
hatte Erhard die Stirn, in einer 
Regierungserklärung zu be­
haupten, die Verlängerung der 
wöphentlichen Arbeitszeit um 
zwei Stunden entspräche eben­
falls dem „Gemeinwohl“, da ja 
dadurch das Leistungsvermö­
gen der Bundesrepublik er­
höht werde. Andererseits aber 
seien die Arbeiter in ihren 
Lohnforderungen „maßlos“ ge­
worden, was die wirtschaft­
liche Entwicklung gefährde, ob­
wohl selbst die Monopolpresse 
davon spricht, daß sich im 
Jahre 1965 eine „Gewinnex­
plosion“ ereignete, die sich 
auch im Jahre 1966 weiter 
fortsetzen werde.

Das also meint Bundeskanzler 
Erhard, wenn er in seiner Re­
gierungserklärung hervorhebt, 
daß die Zusammenfügung der 
gesellschaftlichen Gruppen 
misse“, sondern durch die „An­
erkennung der Ziele des Gan­
zen“ erreicht werden muß. Auf 
die Frage jedoch, ob zur „for- 
nicht durch „faule Kompro- 
mierten Gesellschaft“ auch die 
Mitbestimmung der Gewerk­
schaften gehöre, antwortete er

prompt: „Sicherlich. nicht“,
weil „es bei der Ausweitung 
der Mitbestimmung um sehr

In der Tat, es geht um 
konkrete Fragen wirtschaft­
licher Macht. Es geht darum, 
daß die Arbeiterklasse, die 
75 Prozent der westdeutschen 
Bevölkerung ausmacht und die 
die Schöpferin des in den 
Händen der Monopole konzen­
trierten gesellschaftlichen
Reichtums ist, das ihr zu­
stehende demokratische Recht 
auf Mitbestimmung im Staat 
und in der Wirtschaft wahr­
nehmen muß. Noch nie in der 
Geschichte des deutschen Im­
perialismus war die Kapital­
konzentration so hoch, wie 
heute in der Bundesrepublik. 
Noch nie gab es ein solches 
Tempo des Konzentrations­
prozesses des Kapitals, der 
zwangsläufig einer kleinen 
Herrschaftsgruppe immer mehr 
Macht sichert. Während 1953 
der Anteil der Aktiengesell­
schaften mit einem Kapital 
von 100 Millionen DM und 
mehr am gesamten Aktienka­
pital rund 34 Prozent betrug, 
so war 1965 der Anteil auf 
57 Prozent gestiegen. Hält die­
ses Tempo unverändert an, 
dann wird 1975 dieser Anteil 
auf 75 bis 80 Prozent an- 
wachsen. Diese private Kapi­
talmacht ist mit den ökonomi­
schen Potenzen des Bonner 
Staates vereinigt, die allein im 
Staatshaushalt die jährliche 
Summe von 150 Milliarden 
Mark verkörpern.
Die auf dem Wege zur „for­
mierten Gesellschaft“ vorge­
sehene „Haushalts- und Fi­
nanzreform“ wie auch das so­
genannte „Deutsche Gemein­
schaftswerk“ zielen darauf hin, 
den beim Bonner Staat kon­
zentrierten gesellschaftlichen 
Reichtum • noch stärker und 
unmittelbarer den Monopolen 
für ihre Profitwirtschaft und

konkrete Fragen wirtschaft­
licher Macht geht.“ (Industrie­
kurier, 26. 8. 1965)

für die Durchsetzung ihrer 
aggressiven Politik zur Ver­
fügung zu stellen. Die Arbei­
terklasse soll weiterhin recht­
los und von jeder wirtschaft­
lichen Macht ausgeschlossen 
bleiben.
Hier zeigt sich die breite so­
ziale Ungerechtigkeit einer Ge­
sellschaft, in der Millionen 
Werktätige dem Kommando 
weniger Monopolherren unter­
worfen und die Ergebnisse 
ihres Fleißes, ihrer Klugheit 
und ihres Erfindergeistes in 
den Profit weniger Monopol­
herren verwandelt werden. 
Die „formierte Gesellschaft“ 
Erhardts führt, wie das auf 
der 11. und 12. Tagung des 
Zentralkomitees unserer Par­
tei und in der Rede des Ge­
nossen Walter Ulbricht zum 
20. Jahrestag der Gründung 
der SED hervorgehoben wurde, 
unausbleiblich zur Vertiefung 
der grundlegenden Wider­
sprüche der kapitalistischen 
Gesellschaft, insbesondere des 
Widerspruchs zwischen Kapi­
tal und Arbeit.
Unter den Bedingungen des 
staatsmonopolistischen Kapi­
talismus kann es keine Klas­
senharmonie geben. Die zu­
nehmenden Auseinanderset­
zungen zwischen dem Mono­
polkapital und der Arbeiter­
klasse um die Durchsetzung 
der rechtmäßigen gewerk­
schaftlichen Forderungen nach 
Mitbestimmung im Staat und 
in der Wirtschaft, der Kampf 
gegen Zechenstillegungen und 
Feierschichten im Kohlenberg­
bau für — dem gewachsenen 
Leistungsgrad der Werktätigen 
entsprechende — Lohnerhöhun­
gen und gegen den Abbau der 
Sozialleistungen des Bonner 
Staates, die wachsende, sich 
aus allen Schichten der Be-

Klass'enwidersprüche lassen sich nicht „wegformieren“
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